
Familie H. ist seit 2006 Kunde
der Primacall GmbH und be-

zieht von diesem Berliner Anbie-
ter sowohl den Telefonanschluss
als auch den Internetzugang via
DSL. Der zunächst passabel funk-
tionierende Anschluss wurde
2009 auf einen Vertrag vom Typ
„Prima Home 16ˇ000“ umgestellt.
Primacall versprach „pures Tele-
fon- und Internetvergnügen“ mit
Festnetz-Telefonie-Flatrate und
30 monatlichen Freiminuten für
Telefonate in alle deutschen
 Mobilfunknetze. Surfen sollten
Peter und Anita  H. mit bis zu
16ˇ000 kBit/s, bei einem Freivolu-
men von 1,5  GByte im Monat.
Jenseits dieser Grenze berechne-
te Primacall dann happige 1 Cent/
Megabyte Datenvolumen.

Doch der neue Anschluss er-
füllte die Erwartungen der Fami-
lie von Anfang an nicht. Peter H.
beschwerte sich am 28. Novem-
ber 2007 erstmals über eine viel
zu geringe Datenrate. Seinen
Messungen nach erreichte die
DSL-Leitung gerade einmal
1251 kBit/s und damit nicht ein-
mal ein Zehntel der versproche-

nen 16ˇ000 kBit/s. Zudem gab es
Probleme mit der Abrechnung:
Die Familie zahlte monatelang
parallel an die deutsche Telekom
und an Primacall. Erst im Mai
2009 gelang es dem Kunden,
diesen Zustand mit dem Wech-
sel zu einem Primacall-Komplett-
Vertrag zu beseitigen.

Doch das Verhältnis zum TK-
Dienstleister blieb von Störun-
gen überschattet: Im Mai 2010
gab es den Berichten der Familie
zufolge massive Probleme beim
Telefonieren. Immer wieder wur-
den Anrufe unterbrochen. Pri-
macall reagierte erst im Februar
2011 mit der Umstellung auf
einen neuen SIP-Anbieter. Es
folgten weitere Störungen des
Anschlusses, die über Weihnach-
ten 2012/2013 in einem Kom-
plettausfall gipfelten. Primacall
schrieb dem Kunden dafür im-
merhin 50 Euro gut.

Mitte November 2013 fiel der
Anschluss von Familie H. erneut
aus. Nach sieben Wochen ohne
Telefon hatte Peter H. endgültig
die Nase voll von Primacall. Nach-
dem er über ein Dutzend Tele -

fonate mit der Hot line
geführt hatte und
stets nur vertröstet
wurde, beschwerte er
sich am 5. Dezember
schriftlich bei dem
TK-Dienstleister. Der schickte
dem Kunden am 13. Januar 2014
eine neue Fritzbox und forderte
die Familie auf, den defekten
Router zurückzusenden, andern-
falls müsse man das Gerät mit
129  Euro in Rechnung stellen.
Peter H. tauschte den Router um-
gehend aus, forderte aber eine
Erstattung der Rücksendekosten
und einen Ausgleich für die tele-
fonlose Zeit.

Primacall ignorierte das
Schreiben von Peter H., weshalb
dieser am 27. Februar 2014 den
Vertrag mit dem Unternehmen
zum 5.  Juni 2014 kündigte. Am
13. März 2014 bestätigte Prima-
call den Eingang der Kündigung,
lehnte diese aber aus formalen
Gründen ab: Der Vertrag laufe
auf Peter und Anita H., die Kün-
digung sei aber nur von Peter H.
unterschrieben. Trotz dieser Ein-
wendung bestätigte Primacall

am 18. März 2014 die Kündigung
des Vertrags zum 30. Juni 2014.

Um Klarheit in die Angelegen-
heit zu bringen, kündigte Familie
H. am 24.  April 2014 erneut –
dieses Mal per Einschreiben mit
Rückschein und mit den Unter-
schriften beider Eheleute. Da
 Telefonanschluss und Internet-
zugang immer noch nicht stö-
rungsfrei funktionierten, sprach
der genervte Kunde eine außer-
ordentliche Kündigung zum
15. Mai 2014 aus.

Am 8.  Mai beantwortete Pri-
macall die Kündigung: Man wi-
dersprach einer fristlosen Kündi-
gung zum 15.  Mai 2014, bestä-
tigte aber den 30.  Juni 2014 als
Kündigungstermin. Kurz darauf
beantragte die Familie einen
neuen Telefon- und Internetzu-
gang bei der Telekom. Die alte
Rufnummer sollte zum 1.  Juli
2014 portiert werden.

Schicksalsschlag
Mit Primacall wollte sich Fami -
lie  H. wegen der zwei Wochen
längeren Vertragslaufzeit nicht
weiter herumschlagen. Es gab
Wichtigeres: Peter H. war an Krebs

erkrankt und verstarb
kurz darauf. Anita  H.
teilte Primacall den
Wechsel des Anschluss-
inhabers mit und fügte
zum Beleg den Toten-
schein ihres Ehemannes
bei. Primacall buchte
derweil weiter Grundge-
bühren vom Konto der
Familie ab – und zwar
auch für den Zeitraum
nach dem Kündigungs-

termin. Doch rupfen lassen wollte
sich die Witwe nicht. Deshalb ent-
zog sie Primacall am 25. Juli 2014
die Einzugsermächtigung per
Einschreiben mit Rückschein. 

Obwohl Primacall das Vertrags-
ende bestätigt hatte, verweigerte
das Unternehmen gegenüber der
Telekom die Herausgabe der Ruf-
nummer zum 1.  Juli 2014. Der
Vertrag mit der Familie laufe an-
geblich noch bis zum 5. Juni 2015.
Selbst als Anita  H. der Telekom 
die Primacall-Kündigungsbestäti-
gung zum 30. Juni 2014 übermit-
telte, gelang es nicht, die alte Ruf-
nummer zu portieren. Kurzerhand
verzichtete Frau  H. auf die alte
Nummer und nutzt seit dem
29. Juli 2014 die Dienste der Tele-
kom.

Primacall freilich interessierte
das nur wenig: Das Unterneh-
men versandte weiter Rechnun-
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Georg Schnurer

Frech weiterkassieren
Primacall ignoriert seine eigene Kündigungsbestätigung

Bestätigt der Telefonanbieter eine Kündigung schriftlich, wägt sich der Kunde 
in Sicherheit. Doch bei Primacall zählt so eine Bestätigung offenbar weniger:
Im Fall des Ehepaars H. kassierte das Unternehmen auch nach dem
vermeintlichen Vertragsende munter weiter.

Report | Service & Support

ct.1415.078 079.neu2  08.06.15  11:43  Seite 78

© Copyright by Heise Medien
Persönliches PDF für alle Leser der c't aus 30625 Hannover



gen und Mahnungen an Frau H.
Am 14.  August 2014 forderte
man 44,95 Euro Gebühr, am 18.
waren es dann schon 47,95 Euro.
Anita  H. wollte nur noch ihre
Ruhe, weshalb sie Primacall am
27.  August 2014 eine Kopie der
Kündigungsbestätigung per Ein-
schreiben zukommen ließ und
das Unternehmen aufforderte,
sie endlich in Ruhe zu lassen.

Muskelspiel
Primacall reagierte fünf Tage
später mit der Androhung einer
Anschlusssperre, verbunden mit
der Forderung, 102,89  Euro zu
überweisen. Zwei Wochen spä-
ter folgte die nächste Drohstufe:
Man werde den Anschluss zum
22. September 2014 abschalten,
wenn Anita  H. nicht unverzüg-
lich zahle. Zudem würde man
die Nichtzahlung unverzüglich
an „eine Auskunftei wie Credit -
reform oder Bürgel“ melden und
die Forderung an eine Kanzlei
weitergeben, was weitere Kos-
ten nach sich ziehen werde.

Am 1.  Oktober folgte die
nächste Mahnung. Nun forderte
Primacall von der Witwe schon
164,89 Euro. Wieder protestierte
Anita  H. per Einschreiben mit
Rückschein. Dieses Mal beant-
wortete Primacall den Kunden-
protest: Bei der Kündigungsbe-
stätigung zum 30. Juni 2014 han-
dele es sich um einen Irrtum, ließ
Theresa  S. vom Primacall Quali-
tätsmanagement die Ex-Kundin
wissen. Der Vertrag laufe noch bis
zum 5. Juni 2015. Man entschul-
digte sich zwar für das Versehen,
von den bislang geltend gemach-
ten Forderungen wollte man aber
nicht abrücken, schließlich seien
Primacall bereits erheblicher Auf-
wand und erhebliche Kosten ent-
standen. Dafür hatte wiederum
Anita H. kein Verständnis und be-
schloss, nicht weiter auf das
Schreiben einzugehen.

Gut einem Monat später, am
3. November 2014, erfolgte dann
eine weitere Drohung, den An-
schluss zu sperren. Um dies ab-
zuwenden, sollte Anita H. plötz-
lich nur noch 89,94 Euro zahlen.
Kommt gar nicht in Frage, be-
schloss die Witwe und wartete
erst einmal ab.

Am 2.  Februar 2015 trat die
Rechtsanwalts-GmbH Advovox
auf den Plan: Im Namen von Pri-
macall forderte sie ultimativ die
Zahlung von 402,63 Euro. Doch
auch von Anwälten ließ sich
Anita H. nicht einschüchtern. Sie

widersprach dem Zahlungsbe-
gehren unter Bezug auf die ihr
vorliegende Kündigungsbestäti-
gung von Primacall zum 30. Juni
2014 und kündigte an, sich ge-
gebenenfalls gerichtlich gegen
die aus ihrer Sicht unberechtig-
ten Forderungen von Primacall
wehren zu wollen.

Für die Advovox-Anwälte war
das anscheinend kein Grund,
sich näher mit dem Fall zu be-
schäftigen: Am 24.  März 2015
ließ man Frau H. wissen, die For-
derung von Primacall sei durch-
aus rechtens. Die Kündigungsbe-
stätigung vom 8.  Mai 2014 sei
ein Irrtum gewesen, den Prima-
call am 13. Oktober 2014 aufge-
klärt habe. Tatsächlich liefe der
Vertrag von Frau H. noch bis zum
5.  Juni 2015, weshalb sie nun
474,47 Euro überweisen möge.

Am 11.  Mai 2015 folgte die
nächste Mahnung der Anwälte:
Man bedrängte Anita  H., doch 
bis zum 18. Mai 476,83 Euro auf 
das Konto der Kanzlei zu über-
weisen, um weitere Kosten durch
ein gerichtliches Mahnverfahren
und Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen zu vermeiden.

Hilferuf
„Ich zahl das nicht!“ – so viel
stand für Anita H. schon mal fest.
Doch wie sollte sie mit Primacall
und deren Anwälten weiter um-
gehen? Sie fragte die c’t-Redak -
tion um Rat. Wir rekonstruierten
zunächst den Fall und kamen
wie Frau  H. zum Ergebnis, dass
der Vertrag mit Primacall rechts-
wirksam zum 30.  Juni 2014 ge-
kündigt worden war. 

Also baten wir Primacall um
Aufklärung. Warum bestätigte
das Unternehmen am 8. Mai 2014
eine Kündigung zum 30.  Juni
2014, um sie erst nach mehreren
Protesten der Kundin im Oktober

2014 als Irrtum zu deklarieren?
Wie ist so etwas mit den Regeln
eines geordneten Geschäftsbe-
triebs vereinbar? Zudem wollten
wir wissen, warum Primacall die
Herausgabe der Rufnummer von
Anita  H. zum 1.  Juli 2014 abge-
lehnt hatte. Zu guter Letzt inte-
ressierte uns noch, ob Primacall
die bestrittene Forderung gegen
Anita  H. wie angedroht an
 irgendwelche Auskunfteien ge-
meldet hat und wie sich das Un-
ternehmen weiter zu verhalten
gedenke.

Als Primacall-Pressesprecher
antwortete uns Moussah Köster
– einer der Anwälte, die auf dem
Briefpapier der Advovox Rechts-
anwalts GmbH auftauchen. An-
walt Köster gab zu, dass die Be-
rechnung der Restlaufzeit des
Vertrags von Anita H. nicht kor-
rekt erfolgt sei. Der Vertrag sei
ordnungsgemäß zum 30.  Juni
2014 gekündigt worden. Bei
dem im Schreiben vom 13. Okto-
ber 2014 genannten Vertrags -
ende zum 5.  Juni 2015 handele
es sich um einen Irrtum. Man sei
zwar bemüht, solche Irrtümer zu
vermeiden, bitte aber um Ver-
ständnis dafür, dass Primacall
viele Prozesse automatisiert
habe. Deshalb sei der Vertrag
von Frau H. zunächst intern wei-
tergeführt worden, obwohl er
gar nicht mehr bestand.

Schräge Nummer
Auch mit Blick auf die gesetzliche
Forderung nach einem geregel-
ten Geschäftsbetrieb sah Anwalt
Köster kein Problem. Schließlich
habe eine Kündigungsbestäti-
gung keine rechtskonstituieren-
de Wirkung, sondern sei lediglich
eine Klarstellung. Maßgeblich für
die Vertragslaufzeit seien aus-
schließlich die zwischen beiden
Parteien vereinbarten vertrag -

lichen Konditionen. Es bedürfe
also keiner Rechtsgrundlage,  
um eine Kündigungsbestätigung
zurückzuziehen; grundsätzlich
könne ein Vertrag auch unabhän-
gig von einer etwaigen Kün -
digungsbestätigung rechtmäßig
weitergeführt werden. Ob diese
Rechtsauffassung vor einem Ge-
richt Bestand haben würde, steht
in den Sternen. Schließlich muss
sich ein Verbraucher auf die
schriftlich übermittelten Informa-
tionen seines Vertragspartners
verlassen können. 

Die Herausgabe der Rufnum-
mer von Anita H. habe Primacall
im Übrigen gar nicht verweigert,
insistierte Köster weiter. Man
habe gegenüber der Telekom
 lediglich einer Portierung zum
30.  Juni 2015 zugestimmt, weil
dieser Termin als Vertragsende
in der Primacall-Kundendaten-
bank hinterlegt gewesen sei. Im
Übrigen stehe die Rufnummer
von Frau H. weiterhin zur Portie-
rung zur Verfügung. Frau H. oder
ihrem neuen Anbieter stehe es
jederzeit frei, eine Portierung an-
zustoßen.

Man habe, so der Primacall-
Pressesprecher, auch keinerlei
Daten über Frau H. an Auskunf-
teien übermittelt. Primacall halte
sich hier an die gesetzlichen Be-
stimmungen und meldete keine
bestrittenen Forderungen an
Auskunfteien. Zum Schluss be-
stätigte Köster im Namen von
Primacall, dass keinerlei Forde-
rungen gegenüber Frau H. mehr
bestünden. Anita H. könne des-
halb jegliche Forderungen als
gegenstandslos betrachten.

Schade nur, dass diese Er-
kenntnis nicht auch bei Kösters
Kollegen von der Advovox
Rechtsanwalts GmbH ankam: Mit
gleichem Datum, zu dem Mus-
sah Köster im Namen von Prima-
call erklärt, dass keine Forderun-
gen mehr gegenüber Frau H. be-
stehen, versendete einer seiner
Kollegen einen neuen Drohbrief,
in dem ultimativ als „letzte au-
ßergerichtliche Aufforderung“
die Zahlung von 477,25 Euro ein-
gefordert wurde. (gs@ct.de)  c
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„Bezahle, oder es wird richtig
teuer“ – das scheint die
Botschaft der Auflistung der
möglichen weiteren Forde -
rungen in der Mahnung der
Primacall-Anwälte zu sein.
Noch sind viele Posten mit
0,00 Euro ausgewiesen, doch
das könnte man ja ändern …
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